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Bekanntmachung. 

Mittwoch, den 23ſten d. Nachmittags 3 Uhr, öffentliche Sitzung 
der Stadtverordneten. Hauptgegenſtände der Verhandlung: 1) Pfla⸗ 
ſterung der Mühlſtraße; 2) der Walliſcheier Brückenzoll Tarif; 3) Er⸗ 
richtung von Gewerbe⸗Gerichten. Müller. 


Berlin, den 17. Jau. Se. Majeſtät der König haben Aller- 
gnädigſt geruht: Den General⸗Lieutenant von Selafinsty zum 
vorſitzenden Mitgliede der General-Ordens-Kommiſſion zu ernennen; 
und dem Ober⸗Amtmann Ackermann zu Rotzis den Charakter als 
Amtsrath zu verleihen. RETTEN 

Sc. Durchlaucht der General der Infanterie und General-Gou⸗ 
verneur von Neu⸗Vorpommern, Fürft zu Putbus, iſt von Putbus hier 
angekommen. — Der Erb-Landmarſchall im Herzogthum Schleſien, 
Graf von Sandretzky Sandraſchütz, iſt nach Langenbielau, und 
der bisherige außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter 
der Vereinigten Staaten von Nord: Amerika am hieſigen Hofe, Han— 
negan, nach Köln abgereiſt. 


Politiſche Wochenſchau vom 14. bis 20. Januar. 
Die Schwüle in der politiſchen Atmosphäre dauert noch fort, die 
En ſcheidung der Kammern über Annahme oder Ablehnen der Propo⸗ 
ſitionen in der Königl. Botſchaft iſt noch nicht erfolgt. — Noch fehlt 
die Gewißheit, ob die Männer, welche das Staatsſchiff mit kühner 
Hand aus dem jähen Strudel riſſen, es auch bis in den ſichern Hafen 
führen werden. Man mag über das Miniſterium, das bis jetzt an 
der Spitze ſtand, denken wie man will, jedenfalls wird im Allgemei⸗ 
nen der Wunſch vorwalten, es möge bleiben, bis das Verfaſſungswerk 
vollendet, indem durch einen Wechſel, ſchon ſeiner Motive wegen, die 
Vollendung wieder in ungewiſſe Weite hinausgeſchoben werden würde. 
Manche Gerüchte tauchen auf, zum Theil erzeugt von der Phantaſie, 
zum Theil aus wirklich verhandenen Quellen. So verbreitete ſich im 
Anfange der vergangenen Woche zuerſt die Nachricht, daß ein gehei⸗ 
mes Bündniß zwiſchen Preußen, England und Frankreich geſchloſſen 
ſei; jetzt macht das Gerücht dieſes Bündniß abhängig von dem An⸗ 
nehmen oder Ablehnen der Regierungsvorlagen, und je nach der Nach- 
giebigkeit oder der Feindlichkeit Oeſterreichs gegen den Bundesſtaat, 
ob dies Bündniß, oder ein anderes mit Oeſterreich und Rußland zu 
Stande kommen werde. In wie weit dieſe Gerüchte begründet ſind, 
können wir nicht beurtheilen. Nach den neueſten Nachrichten ſoll der 
Entſchluß des Königs feſtſtehen, im Fall die Propoſitionen nicht an⸗ 
genommen werden, die Sanction der übereinſtimmenden Beſchluͤſſe beis 
der Kammern mit der wiederholten Erklärung, daß die alſo modiftzirte 
Verfaſſung Landesgeſetz ſei, zu ertheilen, die ſelbe jedoch nicht zu 
beſchwören, weil dieſelbe in Betreff der Bildung einer geſebgebenden 
Gewalt zu unvollſtändig ſei. — Da in Berlin diesmal die erſte und 
zweite Abtheilung für Erfurt zuſammen wählt, ſo iſt die Beſchaffung 
der hinreichenden Lokale mit großen Schwierigkeiten verknüpft. Wie 
es heißt, ſoll ein Plan des Stadtraths Riſch höhern Orts Beifall ge⸗ 
funden haben, nach welchem eine Beuerverficherungs-Anftalt, auf Ge⸗ 
genſeitigkeit baſirt, für das ganze Land ins Leben treten ſoll. Hier⸗ 
durch würden dem Staate allerdings große Summen erhalten, die jetzt 
für ähnliche Inſtitute ins Ausland gehen. Für Erfurt ſoll das Mi⸗ 
niſterium mit einer Annahme en bloc der Verfaſſung in ſo fern ein⸗ 
verſtanden ſein, als eine ſofortige Reviſton nachfolge. Die Friedens⸗ 
unterhandlungen mit Dänemark haben am Donnerſtag begonnen. 
Zum Frühjahr ſoll die Armee in allen ihren Corps vollſtaͤndig auf dem 
Kriegsfuße ſtehn, um für alle Eventualitäten bereit zu ſein; wie es 
heißt, werden vom Herbſt an, inch. der Frühjahrsaushebung, 250,000 
n. 
nat nd. Würtemberg. Aus allen Theilen des Lan⸗ 
des von Männern liberal-conſervativer Geſiunung werden Kungebun⸗ 
gen für den Anſchluß an das engere Bündniß laut, und desfallſige 
Einleitungen vorbereitet. Die öffentlichen Erklärungen zu Gunſten 
Erfurts mehren ſich täglich, nur der König und das Miniſterium ſind 
noch dagegen. — Sachſen. Das Miniſterium weigert ſich den Be⸗ 
lagerungszuſtand aufzuheben, da in Schrift und That die Beweiſe vor⸗ 
lägen, daß die Umſturzpartei ihre Plane noch keineswegs aufgegeben, na⸗ 
mentlich viel Verſuche gemacht würden, das Militär zum Abfall zu ver⸗ 
leiten. — Die Regierung iſt definitiv dem Proteſt Oeſterreichs gegen 
das Erfurter Parlament beigetreten. — Baden. Die neue Organi⸗ 
ſation der Armee tritt nun in's Leben und zwar wird die Kavallerie 
zuerſt formirt. 1 Regiment a 4 Eskadrons in Mannheim, die dann 
ofort ſich zum Abmarſch bereit halten ſollen. Eins iſt in Carlsruhe 
15 Eskadrons und ein eben ſolches in Bruchſal. — Hamburg. Am 
14. Januar war das Collegium der 180er verfammelt und beſchloß 
nach langer Discuſſton die unveränderte Annahme des Entwurfs, wie 
ihn die ſogenannte ger Commiſſion vorgelegt hatte. 
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Brandenburg aufgeſtellten nachgebildet. — Seit mehreren Wochen be⸗ 
müht man ſich, jedoch ohne Eise ein neues Anlehen abzuſchließen; 
Rothſchild hat den Antrag gänzlich von der Hand gewieſen. — Noch 
immer dauern die Truppenmärſihe nach Böhmen fort; 80,000 Mann 
ſollen bereits zuſammengezogen, und namentlich ſtark mit Artillerie, 
Pontonbrücken, Sanitätswagen dc verfehen ſein. Freilich iſt das Ganze 
in ein undurchdringliches Geheimniß gehüllt, jedenfalls aber für eine 
bloße Demonſtration etwas viel. In Bosnien werden ebenfalls große 
Truppenmaſſen zuſammengezogen, und ſämmtliche Landesfeſtungen 
werden armirt und 8 | da wird es freilich der K. R. Re⸗ 
gierung recht ſtöͤrend fein, wenn das Geld ausbleibt, und Rothſchild 
nichts herausrücken will; deshalb wahrſcheinlich hat man auch der 
Peſther Judenſchaft eine kleine Erinnerung zugehen laſſen, daß ſie 
nicht vergeſſen möchten, die Contribution zu zahlen, und außerdem ihr 
angekündigt, daß ſie Bürgſchaft leiſten ſolle für ſämmtliche Juden in 
Ungarn. Mit Ausſchluß von Ungarn, Siebenbürgen, Croatien und 
Slavonien, wo wahrſcheinlich nichts zu bekommen, iſt in allen Oeſter⸗ 
reichiſchen Staaten eine Einkommensteuer eingeführt. Die Gemüther 
in Siebenbürgen und der Woiwodina ſollen ſich immer noch nicht be⸗ 
ruhigen. — Die officielle Communikation mit der Pforte iſt noch nicht 
eingetreten, obwohl die Flüchtlingsfrage ſo gut wie erledigt iſt. Man 
ſucht dieſe Verzögerung in den ſtarken Ruͤſtungen der Pforte, ſo wie 
in der zweideutigen Haltung des Divans in der Donaufürſtenthümer⸗ 
Frage. — Die neueſten Nachrichten bringen Gerüchte, daß ein Staats⸗ 
banquerot nahe bevorftände, jedermann ſucht ſich der Papiere zu ent⸗ 
äußern, und Großhändler behaupten, daß der rege Waaren- Verkehr 
nur hierin ſeinen Grund gehabt. 

Frankreich. Bekanntlich hat das Miniſterium Vor 4985 ge⸗ 
macht, den Sold der Unteroffiziere um 20 Centimes zu age ofort 
kam vom Berge der Antrag, auch den der Gemeinen um 15 Cent. zu 
vermehren; die Abſicht iſt ziemlich deutlich. Ein zweiter Antrag daher 
verlangte Theilung der Gemeindegüter. — Die Regierung fährt fort, ener⸗ 
giſche Maaßregeln zur Aufrechthaltung der Ruhe zu ergreifen. — Ein 
neuer Geſetzentwurf ſoll die Maires in eine durchaus abhängige Stel⸗ 
lung zu den Praͤfekten bringen. — 2500 Mann ſollen nach Monte⸗ 
video geſendet werden, um die Unterhandlungen mit Roſas zu unter⸗ 
ftügen. — In Paris bemerkt man unruhige Thätigkeit unter den 
bekannten Anhänger der ſociglen Republik. — Die geheime Geſell⸗ 
ſchaft der Rächer hat ſich neu organiſirt. — Herr Pradie vom Berge 
macht in der National-Verſammlung den Vorſchlag, einen geſetzlichen 
Widerſtand im ganzen Lande zu organiſiren im Fall eines Staats⸗ 
ſtreiches oder einer Uſurpation des Kaiſerthrons. — Das proviſoriſche 
ann gegen die Elementarlehrer wird ſchon mit großer Strenge ge⸗ 

andhabt. 

Spanien. Das Gerücht von einer baldigen Auflöfung der Cor⸗ 
tes gewinnt immer mehr Glauben, da dieſelben, von Parteigeiſt zer⸗ 
riſſen, jetzt nur noch aus Fractionen beſtehen. 

Italien. Turin. Am 9. Jan. hat die Deputirtenkammer, nach 
lebhafter Debatte, die Ratification des am 6. Auguſt in Mailand ges 
ſchloſſenen Friedens genehmigt. 

Rußland. Nachträglich erfährt man einige nähere Details über 
die im vorigen Jahre entdeckte Verſchwörung behufs Umſturz der Ver⸗ 
faſſung. Die Hauptleiter waren der Titularrath Batuſchewitſch-Pe⸗ 
traſcheffski, der Lieut. Mombelli und der Capit. wow. Der geheime 
Bund nannte ſich: Brüderſchaft zu gegenſeitiger Hülfe. 23 Individuen 
wurden in Folge deſſen zum Tode verurtheilt und mit Verbannung 
nach Sibirien begnadigt. 

Polen. Die im Gouvernement Radom ausgebrochene Rinder⸗ 
peſt hat über 80,000 Stück Vieh hingerafft. Ihre Richtung nimmt ſie 
beſonders nach Süden und iſt bereits in Gallizien in großer Ausdeh⸗ 
nung ausgebrochen. 
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Deutſchland. 

O Berlin, den 18. Jan. Der hinkende Bote kommt nach. Der 
Stand der Ausgleichungsangelegenheit hat ſich ſeit geſtern nicht ver⸗ 
beſſert, ſondern eher verſchlimmert; man kann jedoch hoffen, daß eben 
dieſer Rückgang die Männer, die auf eine Verſöhnung hinarbeiten, zu 
erhöhter Thätigkeit anſpornen werde. Der König ift heute, wie geſtern 
geneigt, auf die Camphauſen'ſchen Anträge einzugehen, wenn die 
Friſt zur Reviſion der Steuergeſetze bis 1854 verlängert wird. Nach 
den jüngſten Erkundigungen in den Fractionen der beiden Kammern 
hätten aber nicht einmal die Camphauſen'ſchen Vorſchläge ohne Mo⸗ 
dificationen auf eine ſichere Majorität zu rechnen. Der Tag der Ent⸗ 
ſcheidung rückt heran; möchte der Moment, in welchem es Ernſt wird, 
das Wunder der Verföhnung bewirken! — Die Deutſche Politik des 
Miniſteriums hat ſich jetzt entſchieden dahin feſtgeſtellt, daß es zwar 
für die ſofortige Annahme des Verfaſſungsentwurfs vom 
28. Mai ſich erklärt, jedoch unter der Bedingung einer ſo⸗ 
gleich vorzunehmenden Reviſion ſowohl der Hauptpara⸗ 
graphen der Verfaſſung, als auch der von den verbun— 
denen Regierungen vorzulegenden Modificatlonen. Was 
den Fortgang der Berliner Wahlangelegenheit anlangt, ſo hat der 
conſerdativ⸗conſtitutionelle Central⸗Wahlausſchuß, welcher die oben⸗ 
erwähnte Anſicht des Miniſteriums in Bezug auf die Deutſche Ver⸗ 
faſſung theilt, als Candidaten für die Berliner Wahlen nach Erfurt 
den Miniſter von Manteuffel und den Wirklichen Geheimenrath Camp⸗ 
hauſen aufgeſtellt. 

© Berlin, den 19. Jau. Die Pairie fängt an, populär zu 
werden. Man ſieht ein, daß es ſich nicht ſowohl um die Bevorzugung 
des alten Adels, als vielmehr um die Gründung einer neuen Ariſto⸗ 
kratie handle, zu welcher auch maͤchtige bürgerliche Elemente herange⸗ 
zogen werden. In dieſem Sinne ſcheint ſie der Mehrheit der zweiten 
Kammer annehmbar vorzukommen. Ueberhaupt deuten verſchiedene 
Symptome darauf hin, daß die zweite Kammer anfängt, etwas nach⸗ 


giebiger zu werden. Die Mehrheit empfindet dringend die Nothwen⸗ 
digkeit einer Verſtändigung. Man ſcheint den Plan gefaßt zu haben, 
in allen ſecundären Punkten der Regierung entgegenzukommen, ſoweit 
es irgend mit der Pflicht der Volksvertretung vereinbar wäre, um dann 
von der andern Seite her auch wieder die Zugeftändniffe zu erlangen, 
welche nicht bloß im Intereſſe der Sache liegen, ſondern eben ſo durch 
die Würde geſetzgebender Körper gefordert erſcheinen. Was die Ent⸗ 
ſchluͤſſe des Königs betrifft, fo ſcheint derſelbe ſich ein Ziel geſteckt zu 
haben, das er nicht überſchreiten wird. Es iſt ganz ſicher, daß die 
Verfaſſung unbeſchworen bleibt, wenn die weſentlichſten der Königl. 
Vorſchläge von den Kammern abgelehnt werden. Der Wirkl. Geh.⸗ 
Rath Camphauſen ſoll ſich in dieſer Beziehung von der entſchieden⸗ 
ſten Feſtigkeit des Monarchen überzeugt und nachträglich ſeinen Freun⸗ 
den keine ſo ſichere Hoffnungen gemacht haben, als ſeine zufriedenen 
Mienen nach der Unterredung mit dem König vermuthen ließen. Die⸗ 
fer ſoll perfönlich ſehr freundlich mit ihm geſprochen, feine Verdienſte, 
ſeinen guten Willen, eine Ausgleichung herbeizuführen, anerkannt, 
aber keineswegs allen ſeinen Propoſitionen ſeinen Beifall gegeben ha⸗ 
ben. Das Beſte, was man von der gegenwärtigen Situation ſagen 
kann, iſt, daß ſie, Eins ins Andere gerechnet, immer noch Hoffnun⸗ 
gen bietet und Wege offen läßt. Ein loyales Entgegenkommen von 
Seiten der Kammern, deren bisheriges „treffliches Einvernehmen“ 
mit der Krone auch in der Deutſchen Reform auf das entſchiedenſte 
hervorgehoben iſt, wird ſeinen Einfluß auf die letzten Entſchließungen 
der Krone nicht verfehlen. 

C Berlin, den 19. Januar. Die hier zum Congreß verſam⸗ 
melten Deputirten der Zweigvereine und die Vertrauensmänner des 
Treubunds überreichten geſtern Abend 6 Uhr in einer Audienz dem 
Miniſter v. Manteuffel die bereits von den Zeitungen gegebene Adreſſe 
an das Staatsminiſterium. Der Herr Miniſter empfing die zahlreiche 
Deputation auf das Freundlichſte, und erwiderte auf die von Herrn 
Kuhr an ihn gerichtete Anrede, deren Inhalt ſich in der Adreſſe wie⸗ 
derfindet, Folgendes: Ich kann es nur höchſt dankbar anerkennen, 
wenn Ehrenmänner, wie ich ſie um mich verſammelt ſehe, die Hand⸗ 
lungsweiſe des Miniſteriums als mit dem geſunden Sinn des Volkes 
übereinſtimmend bezeichnen. — Das Miniſterium wird unter allen 
Verhältniſſen auf der Bahn, die es betreten, fortſchreiten, und nur 
dann ſeinen Platz vielleicht beſſeren Kräften überlaſſen, wenn daſſelbe 
ſeine Thätigkeit nicht mehr mit den wahren Intereſſen des Vaterlan⸗ 
des zu vereinigen im Stande wäre. N 

Der Landrath von Hobe nahm hierauf das Wort. Was die 
Provinzen anbetrifft, fo finden allerdings verſchledene Meinungen über 
einzelne Geſetze ſtatt. Die Bauern wollen die Regulirung der Grund⸗ 
ſteuer raſch; die Gutsbeſitzer haben damit keine Eile. — Ueber das 
Abloͤſungsgeſetz mit dem 18 fachen Betrag find ſehr Viele unzufrieden; 
aber darin iſt die größte Mehrzahl einverſtanden, daß das Minifte- 
rium Brandenburg⸗Manteuffel feinen Platz noch nicht verlaſſen dürfe. 
Hierauf erwiderte Herr v. Manteuffel: Irren konnen wir alle; aber 
die Verſicherung kann ich Ihnen geben, daß wir in unſern Handlun⸗ 
gen uns nie von anderen Einwirkungen haben leiten laſſen, als die 
Ehre und Pflicht uns geboten. Unſere Abſichten ſind rein und lauter. 

Der Congreß des Treubundes im Geſellſchaftshauſe geht mit 
dem heutigen Tage zu Ende. Die Deputirten der Zweigvereine und 
die Vertrauensmänner vereinigen ſich nach dem Schluſſe zu einem ges 
meinſchaftlichen Eſſen, zu dem auch ärmere Mitglieder aus allen 
Stadtbezirken eingeladen ſind. 


Berlin, den 18. Januar. Das angeblich auf heute (den 18.) 
von Sr. M. zu Charlottenburg befohlene Capitel des Schwarzen Ad⸗ 
ler⸗Ordens ſoll dem Vernehmen nach deshalb abgeſagt worden ſeyn, 
weil mehrere der Ordensritter, namentlich der Miniſter⸗Präſident, 
durch die gegenwärtigen wichtigen Kammer⸗Verhandlungen am Er⸗ 
ſcheinen verhindert find. — (C. B.) Obſchon die preußiſche Verfaſ⸗ 
ſungsfrage Miniſterium, wie Parlament ſehr in Anſpruch nimmt, ſo 
vergißt man darüber doch Erfurt nicht. Das Miniſterium iſt mit den 
Vorarbeiten für den ErfurterReichstag nach wie vor beſchaͤftigt und 
eben jo iſt der Verwaltungsrath in fortwährender Thätigkeit. Die 
vorbereitenden Verſammlungen der Wähler für Erfurt werden von 
Mitgliedern beider Kammern vielfach beſucht und zum Theil geleitet. 
— Der, von einem Mitgliede des Central⸗Ausſchuſſes in Bezug auf 
die Wahlen zum Erfurter Reichstags gemachte, Vermittelungs⸗ 
vorſchlag, welcher dahin geht, daß von den nach Erfurt zu entſen⸗ 
denden Abgeordneten der Verfaſſungsentwurf ſofort anzunehmen 
und mit den, von den Regierungen vorzulegenden Modifikationen 
einer unverzüglichen und raſchen Reviſion auf demfelben 
Reichstag zu unterwerfen ſei, iſt von der großen conſervativ⸗conſtitu⸗ 
tionellen Partei angenommen worden. Jeder Grund zu einem Zwie⸗ 
ſpalt innerhalb der Geſammtpartei iſt mithin beſeitigt. Unter den 
vier Abgeordneten, welche Berlin nach dem Erfurter Reichstag zu ſen⸗ 
den hat, dürften ſich auch der ehemalige Miniſter Camphauſen und 
der Miniſter v. Manteuffel, wenn es der conſervativ⸗conſtitutionellen 
Partei gelingt, ie durchzubringen, befinden. — Bei der neulich ſtatt⸗ 
gefundenen Juſammenſetzung des Schwurgerichts in einer der Kreis⸗ 
ſtädte Schleſiens fiel die Wahl zum Geſchworenen unter Anderen auf 
eine hochgeſtellte Perſon des hieſigen Hofes. Auf die demgemäß we⸗ 
gen des einzuholenden Urlaubs an Se. Maj. den König gerichtete An⸗ 
frage, haben Se. Maj., wie wir hören, dem Gewählten nicht bloß 
geſtattet, ſondern befohlen, der Verpflichtung nachzukommen, welche 
jedem unbeſcholtenen Staatsbürger die Annahme des Amts als Ge⸗ 
ſchworner auferlegt, und wozu aus der Allerhöchſten Umgebung bis 
jetzt noch Niemand berufen worden. 

— Ungeachtet alles Unterhandelns und Parlamentirens rückt 
die Verfaſſungsfrage ihrer Löſung um keinen Schritt näher. Wir 
wollen verſuchen, die Stadien, welche ſie in den letzten zwei Mal 24 
Stunden durchlaufen, in Kürze anzudeuten, nach den Notizen, welche 
uns darüber zugekommen ſind. N 

In dem vorgeſtern (Mittwoch), unter dem perſönlichen Vorſitze 


Sr. Majeſtät des Königs in Charlottenburg abgehaltenen Miniſter⸗ 
rathe, ſollen die Camphauſen'ſchen Vorſchläge vorzugsweiſe in Er⸗ 
wägung gezogen worden ſein. Anfänglich auf lebhaften Widerſtand 
ſtoßend, habe nach längerer und gründlicher Berathung die denſelben 
zu Grunde liegende Idee mehr Anklang gefunden. Hr. Camps 
haufen war auf den Abend zu Sr. Majeftät nach Charlottenburg 
beſchieden worden, und wie man hört, verließ der genannte Staats⸗ 
mann den Monarchen mit den beſten Hoffnungen auf den Erfolg ſei⸗ 
ner Bemühungen. 

In der Verfaſſungskommiſſion der zweiten Kammer 
wurde geſtern Abend der von dem Abg. Simſon erſtattete Bericht 
erledigt und genehmigt. Sein Antrag auf eine Adreſſe an den 
König hat Hr. Simſon zurückgezogen. Die anweſenden Miniſter 
wurden mehrfach und dringend angegangen, ſich darüber zu äußern, 
ob weitere Propoſitionen, als die bekannten fünfzehn vom 7. 
(9.) Januar, zu erwarten ſeien, oder ob die Regierung ſonſtigen 
Vorſchlägen ihre Zuſtimmung gebe. Es wurde darauf hingewieſen, 
wie ohne eine ſolche rechtzeitige Aeußerung die Beſchlüſſe der beiden 
Kammern ſich durchkreuzen könnten, wie überdies die zweite Kammer, 
in welcher zwei Fraktionen für ſich allein die Mehrheit bilden, weit 
mehr zur Faſſung einer vorläufigen Entſchließung geeignet ſei, als die 
erſte, welche ſich in ſieben Fraktionen zerſplittere. Allein die Mini⸗ 
ſter beharrten bei einem bedeutungs⸗ und bedenkungs⸗ 
vollen Schweigen. 1 ; 

Für den Fall, daß ein Einverſtändniß aber die K. Propoſi⸗ 
tion vom 7. nicht zu erzielen wäre, ſoll hoͤchſten Orts der Entſchluß 
der Nichtbeſchwörung feſt ſtehen. Als Hauptmotiv werde dabei 
hervorgehoben, daß für eine Verfaſſung mit einer ſo großen Unvoll⸗ 
ſtändigkeit, wie die über die Bildung einer der geſetzgebenden Gewal⸗ 
ten, ein ſo feierlicher Act nicht am Platze ſei. Dagegen wird die 
Sanction der übereinſtimmenden Beſchlüſſe beider Kam⸗ 
mern mit der wiederholten K. Erklärung, daß die alſo modificirte 
Verfaſſung Landesgeſetz ſei und bleibe, in Ausſicht geſtellt. 
Wie ſich in dieſem Falle die Miniſterkriſis geſtaltet oder zu Ende geht, 
iſt noch nicht vorauszuſehen. za 

Im Laufe des geſtrigen Abends war übrigens in engeren Kreiſen 
die bisher ſchon nicht eben ſehr lebhafte Hoffnung auf eine Ausglei⸗ 
chung durch die Kunde von einem Schreiben an einen hervorragen⸗ 
den Peputten der erſten Kammer, welches den feſtſtehenden Ent⸗ 
ſchluß des Beharrens auf der K. Botſchaft h 1 her⸗ 
abſtimmt. onſt. Itg. 

l Koblenz, den 15. Januar. (dr. J.) Das Projekt zur Anlage 
einer Eiſenbahn durch das Lahnthal von Gießen hierher, wozu pen 
von der Naſſauiſchen Behörde vor mehreren Jahren die techniſche Auf⸗ 
nahme gemacht wurde, erfreut ſich hier der lebhafteſten Theilnahme. 
Die am 27. d. in Limburg ſtattfindende General⸗Verſammlung dürfte 
daher von hier aus ſtark beſucht werden. — Vor einigen Tagen haben 
uns Franzöſiſche Ingenieure verlaſſen, welche, im Auftrage einer Pa⸗ 
riſer Geſellſchaft, die in Frankreich ſchon viele Kettenbrücken erbaut hat, 
hier den Plan und die Koſtenanſchläge zu einer Brücke über den Rhein 
entworfen und der Regierung bereits feſte Vorſchlage gemacht haben. 
Die Brücke würde am Salzmagazin unter dem Königl. Neſidenzſchloſſe 
beginnen, zwei feſte Feiler im Rhein erhalten und jo hoch werden, daß 
Schiſſe mit hohen Maſten bei jedem Waſſerſtande pajfisen können. 
Die Koften find 550,000 Kthir., wobei das Gouvernement die Hälfte 
beiz en und den Unternehmern das Brückengeld auf 50 Jahre 
abzutreten hätte. — Obgleich unſer neuer Sicherheitshafen noch nicht 
vollſtändig ausgetieft iſt, haben doch ſchon viele Fahrzeuge darin Schutz 
geſucht. — Auf unſeren Gebirgen lagert der Schnee fußhoch, man 
weiß ſich feit vielen Jahren keines ſoſchen Schneefalles zu erinnern. 

71 feldorf, den 17. Januar. (Conſt. Itg.) Was die Wah⸗ 
len betrifft, fo ſcheint hier allerdings die demokratiſche Partei ebenfalls 
der Wahl entſagen zu wollen; die Conſervativen dagegen halten es 
für ihre Pflicht zu wählen, und ſind mit den dazu nöthigen Vorberei⸗ 
tungen eifrig beſchäftigt. , — r 
15 Der Naser, . im Mai vorigen Jahres ſich durch Schwä⸗ 
che verleiten ließ, das Gräfrather Zeughaus den Aufſtändiſchen zu 
übergeben, iſt nun endlich durch das Kriegsgericht zu fünf Jahren Fe⸗ 
ſtungsſtrafe verurtheilt worden, indem dabei die mildernde Anſicht vor⸗ 
herrſchte, daß damals mancher ehrenwerthe Mann durch die Verwir⸗ 
rung der Zeit zweifelhaft in der Ausübung feiner Pflicht geworden ſei. 
Gleiche Strafe hat der Major erhalten und iſt bereits auf Ehrenbrei⸗ 
tenſtein zur Abbüßung feiner Strafzeit angekommen, welcher das Zeugs 
haus in Prüm nicht vertheidigt, ſondern übergeben hat. N 

Dresden, den 17. Jan. Der Deutſche Ausſchuß der zwei⸗ 
ten Kammer, welcher anfänglich ſehr eifrig an die Löſung der ihm 
gewordenen Aufgabe zu gehen ſchien, hat plotzlich ſeine Bera⸗ 
thungen eingeſtelltz man vermuthet, daß der Grund davon in 
den neueſten Berliner Verwicklungen liege, deren Ausgang man 
erſt abwarten zu müſſen glauben mag, bevor man ſich entſchei⸗ 
den könne, ob noch ferner mit gutem Gewiſſen auf dem 
Wege, den zu verfolgen die Mehrheit des Ausſchuſſes 
— on feſt entſchloſſen ſchien, voranzugehen ſei oder 
micht. 


(Conſt. Ztg.) 
Oeſterreich. 

Wien den 13. Januar. + 3.) Die Gerüchte über den 
kalten Empfang des Erzherzogs Johann entbehrten aller Begründung, 
wie ich gleich vermuthete; verbreitet waren ſie allgemein. Es hat einen 
guten Eindruck im Publitum gemacht, daß man die Gemahlin deſſel⸗ 
ben zur Gräfin zu erheben beabſichtigt. Es wurde längſt als ein 
Curioſum betrachtet, daß die Frau eines Erzherzogs Baronin, und 
die Söhne beider Grafen find. Die Wohnung im Michaelerhauſe 
hatte übrigens der Erzherzog von jeher bezogen, ja er war von da 
aus nach Frankfurt gerelſt. 5 

Geftern waren alle Gemüther in gewaltiger Aufregung. Die 
von der Reichszeitung und dem Lloyd gebrachte Notiz, daß der in 

dua kommandirende General den Profeſſoren der dortigen Univer⸗ 
fität mit Srockſtreichen () gedroht, ja zu dieſem Ende ſchon eine 
Bank habe anfertigen laſſen, lief von Mund zu Munde, und die Er⸗ 
bitterung über eine ſolche Maßregel machte ſich in den heftigſten Aus⸗ 
drücken laut. Ich habe leider aus ſehr verlaͤſſiger Quelle erfahren, 
daß dieſes Faktum vollkommen wahr ſei. 

Sehr viel Auffehen erregt auch das Verbot des Figelmözö, der 
als Organ der Alteonſervativen in Ungarn galt. Es iſt wahr, daß 
dieſes Blatt alle Wunden, welche die Revolution geſchlagen, wieder 
aufzureißen ſich bemühte, um nur die alte Adels Conſtitution 
der Magyaren als die einzig ſeligmachende Verfaſſung anzupreiſen, 
und daß in einem Lande wie Ungarn, wo zwar der Ausbruch der 
Leidenſchaften, nicht aber dieſe ſelbſt gedämpft find, eine ſolche Oppo⸗ 
ſition die allergefährlichſte iſt. Aber alle dieſe Maßregeln des Verbie⸗ 
tens und Conſiscirens bringen die erwartete Wirkung nicht hervor, 
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weil ſie nicht überzeugen. Das einzige Mittel, das man ergrei⸗ 
fen müßte, nämlich ein Journal in magyariſcher Sprache zu grün⸗ 
den, welches die Idee des Geſammtſtaates vertritt, wird außer Acht 
gelaſſen. Die Conſtituirung Serbiens dient nun den Magyaren als 
Mittel der Agitation gegen die Regierung, weil dieſelben wohl wiſſen, 
daß ihnen von den Serben und Südſlaven dabei in die Hände gear⸗ 
beitet wird. Dieſe find mit der Ernennung des General Maperhofer 
hoͤchſt unzufrieden, erſtlich weil er ein Deutſcher iſt, und weil ſich der⸗ 
ſelbe durch ſeine energiſche Haltung im Beginne der ungariſchen Wir⸗ 
ren verhaßt gemacht hat. 1 

Die Regierung ſchreitet übrigens in der Organiſation Un⸗ 
garns vorwärts, und doch muß man ihr eher vorwerfen, daß fie die 
alten Verhältniſſe noch zu ſehr beachte. In dem letzten Vortrage 
des Juſtiz-Miniſters v. Schmerling, welcher die Einführung gericht⸗ 
licher Inſtitutionen in Ungarn bevorwortet, zeigt ſich das deutlich. 
Nur bei den Strafbeftimmungen iſt die Gleichheit Aller vor dem Ge⸗ 
ſetze durchgeführt, im Civilprozeſſe hat der Adel große Vorrechte behal⸗ 
ten, die freilich, genau betrachtet, ihm nur zum Schaden gereichen 
müſſen. Es ſind nämlich bei der gebotenen Einführung der Grund⸗ 
tafeln und Hypotheken bücher die adeligen Bejiger von dieſer 
Inſtitution noch befreit. — In demſelben Vortrage des Juſtizmini⸗ 
ſters findet ſich eine Stelle, welche von der Unmöglichkeit ſpricht, die 
neue Strafordnung baldigſt in Wirkſamkeit zu ſetzen. Viele ängitliche 
Gemüther bezogen dieſen Paſſus, der nur für Ungarn gilt, ſeiner all⸗ 
gemeinen Faſſung wegen auch auf die anderen Kronländer. Es iſt 
dem nicht ſo; ich kann Ihnen die verbürgte Mittheilung machen, daß 
man die Schwurgerichte mit dem öffentlichen und mündlichen Verfah⸗ 
ren bei uns bis Anfang Juni in Thatigteit geſetzt zu ſehen, alle An⸗ 
ſtrengungen machen wird. 

Die Stimmung Wiens iſt übrigens ernſter als ſonſt, man hört 
ungeachtet des ungewöhnlich kurzen Carnevals wenig von Bällen in 
den höheren Cirkeln — mit Ausnahme der hergebrachten Hof- und 
Kammerbälle, — aber auch die unteren Volksklaſſen ſtrömen den Ve: 
luſtigungsorten nicht wie ſonſt zu. Gefüllter find die Theater. In 
der Burg zieht die Neugierde, Hrn. Laube's erſtes Wirken zu beob⸗ 
achten, Viele an. Man ſpricht von großen Reformen, um dieſes 
einſt ſo berühmte Inſtitut ſeinem früheren Glanze wenigſtens nahe zu 
bringen. Aber die großen Künſtler ſind einmal dahin. Erſt vorge⸗ 
ſtern nahm Korn Abſchied — eine der letzten Größen aus jener gu⸗ 
ten klaſſiſchen Zeit. 

Schweiz. 

Genf. Von hier wird der Berner Zeitung von einem Sendling 
der ſardiniſchen Regierung gefabelt, der den Mazzini lebendig oder 
todt nach Turin bringen ſoll. Der Sendling wird Piſetti de Paſchetti 
genannt, und ſei den 7. d. verhaftet worden. — Offenbar wieder eine 
Erdichtung, da die ſardiniſche Regierung den Kopf müßte verloren 
haben, wenn fie zu ſolchen Tollheiten griffe. Gewiſſe Leute leben jo 
von Viſionen, daß fie gar nichts mehr glauben, wenn es nicht den 
Schein des Unglaublichen trägt. 

— Die Ausweiſung der Docurs de Charité in Pruntrut wird 
zu einer internationalen Streitfrage führen, indem die Ausgewieſenen 
die Verwendung der franzoͤſiſchen Regierung in Anſpruch genommen 
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Paris, den 13. Jan. (Köln. Z.) Die Artikel des „Napoleon“ 
gegen die National-Verſammlung finden in der hieſigen Preſſe eine 
faſt einſtimmige Oppoſition, und es heißt, daß auch Seitens der Na⸗ 
tional⸗Verſammlung und zwar von Mitgliedern der Rechten und der 
Linken zugleich, Interpellationen an das Miniſterium über gewiſſe 
Artikel dieſes Blattes gerichtet werden ſollen. Es unterliegt keinem 
Iweifel, daß daſſelbe feine Eingebungen von dem Präfidenten der 
Republik perſönlich empfängt; allein es dürfte ſchwer ſein, die Regie⸗ 
rung über die einzelnen Artikel zur Rede zu ſtellen, da der „Napoleon“ 
ausdrücklich erklaͤrt hat: „er werde ſich zwar bemühen, den Ideen des 
Präſidenten der Republik ſo ſehr als möglich nahe zu kommen; er 
mache jedoch nicht den Anſpruch, daß ſeine eigenen Ideen und Worte 
für die des Präſidenten ſelbſt genommen werden.“ Das „Journal des 
Debats“ bemerkt ſehr treffend zu dieſer etwas zweideutigen Erklärung: 
„Wenn wir recht verſtehen, ſo iſt der „Napoleon“ ein Journal, das 
die Regierung nöthigenfalls jedes Mal verläugnen kann, z. B. auf der 
Tribüne; durch deſſen Vermittelung indeſſen man dem Publikum im 
Vertrauen und gleichſam in's Ohr Vieles ſagen wird, was man nicht 
gern anders ſagen möchte.“ Wenn daher die beſprochenen Interpel⸗ 
lationen, von denen ernſtlich die Rede geweſen iſt, wirklich Statt fin⸗ 
den ſollten, jo laßt ſich die Antwort auf dieſelben und ihre Reſultat⸗ 
loſigkeit leicht vorausſehen. Die herausfordernden Manifeſte der Prä⸗ 
ſidentſchaft gegen die National⸗Verſammlung werden alſo trotz des 
Aufſehens, das ſie im Augenblick erregen, für den Augenblick keine 
weiteren Folgen haben, als die Spannung zwiſchen den beiden höchſten 
Staatsgewalten noch zu erhöhen und den endlichen Bruch noch unver⸗ 
meidlicher zu machen. — Nicht wenig Aufſehen erregen auch zwei 
Vorſchläge, die heute unter den Repräſentanten vertheilt worden ſind; 
der eine von Tahirel (den wir ſchon im Voraus angekündigt) zur 
Regelung des Verhaltens der National⸗Verſammlung für den Fall, 
wo eine Botſchaft des Präſideuten der Republik an dieſelbe gelangt; 
der andere von Pradie zur Organiſation des geſetzlichen Widerſtandes 
im ganzen Lande im Falle eines Aufſtandes, einer Uſurpation oder 
eines Staatsſtreiches. Dieſer letztere Vorſchlag verlangt, daß, wenn 
durch ein plögliches gewaltſames Ereigniß, einen Staatsſtreich oder 
einen Aufſtand entweder der Präſident der Republik oder die Natio⸗ 
nalverſammlung in die Unmöglichkeit gerathen ſollten, ihre verfaſſungs⸗ 
mäßigen Gewalten auszuüben, ſofort alle Gemeinde, Kreis- und 
Departements⸗Räthe zuſammentreten und die proviſoriſche Leitung der 
Gemeinde ⸗, Kreis- und Departements ⸗ Verwaltung ergreifen follen, 
wobei die Präfekten und übrigen öffentlichen Beamten, jo wie die be 
waffnete Macht ſich ſofort der neuen Verwaltung zur Verfügung zu 
ſtellen hätten, die das Recht haben würde, alle Beamten zu ſuspen⸗ 
diren, abzuſetzen und durch andere zu erſetzen. Saͤmmtliche Einnehmer 
von Staatsgeldern ſollen zugleich gehalten ſein, die öffentlichen Steuern 
bloß in die Hände der Departemental⸗Verwaltung abzuliefern. Die 
großen Staatsgewalten werden nach Wiedererlangung ihrer Freiheit 
in die Ausübung ihrer Autorität über die Departements und Gemein⸗ 
den wieder eintreten. 

In der heutigen Sitzung der Nationalverſammlung 
iſt die Berathung des vielbeſprochenen organiſchen Geſetzes über den 
offentlichen Unterricht an der Tagesordnung. Nachdem mehrere 
Geſetzentwürfe von örtlichem Intereſſe angenommen worden find, for: 
dert der Präſident in kurzen Worten die Verſammlung auf, zu dieſer 
Debatte, die deſſen ganz beſonders bedürfe, viel Ruhe und wenig Lei⸗ 
denſchaft mitzubringen. Barthelemy St. Hilaire nimmt zuerſt 
das Wort und erklart, indem er ſich als Freund der Unterrichtsfreiheit 


bekennt, daß dieſelbe ſich in zwei Hauptpunkten zuſammen faſſen laſſe: 
in dem Rechte des Staates und dem Rechte der Familie, welches letztere 
jedoch durch den Staat ſelbſt beſchränkt werden müffe. Der Redner 
verbreitet ſich ſehr im Einzelnen über die Zuſammenſetzung der oberen 
Räthe für den öffentlichen Unterricht. Nach ihm liegt in deren Zu⸗ 
ſammenſetzung ein Mißtrauen gegen den Staat, ein ungerechtes Miß⸗ 
trauen, welches eine Gefahr verbirgt. Die aus Biſchöfen, General- 
Prokuratoren und Mitgliedern des Inſtituts gebildeten oberen Räthe 
verfehlen ihren Zweck, weil es ihnen an Fachmännern fehlt. Der 
Redner rügt, daß die Kommiſſion aus dem akademiſchen Rathe die 
Iſtaelitiſchen Mitglieder ausgemerzt habe; dieſe Confeſſion, bisweilen 
verfolgt, bedürfe der Vertheidigung. Da der Unterrichts⸗Mini⸗ 
ſter eine Erläuterung dieſer letzteren Worte begehrt, ſo führt der Redner 
die Thatſache der Dimifjion des Iſraelitiſchen Conſiſtoriums an. Partien 
behauptet, dieſer Vorfall ſtehe mit der Erörterung des Unterrichts: 
Geſetzes in gar keiner Beziehung; er antwortet jedoch nicht, als der 
Redner folgenden Vorfall erzählt: Ein iſraelitiſcher Profeſſor, für den 
Lehrſtuhl der Philoſophie am Collegium zu Bourbon⸗Vendee ernannt, 
ward gewaltſam ſuspendirt, weil der Biſchof bei der Nachricht von 
feiner Ernennung die Kirche des Collegiums mit dem Interdict belegt 
und dem Prieſter deſſelben verboten hatte, Beichte zu ſitzen. Eine 
durch die Erzählung dieſes übrigens ſchon länger bekannten Vorgangs 
entſtandene Aufregung ward durch den Praſidenten ſchnell beſeitigt, 
welcher den Redner aufforderte, zur Erörterung des Geſetz⸗Entwurfes 
ſelbſt zurüctzukehren. Der Redner äußerte ſodann, daß die Neuerun⸗ 
gen der Kommiſſion die Vernichtung der Kommiſſion zum Zwecke bät- 
ten. Barthelemy St. Hilaire, zu dem Geſetzentwurfe ſelbſt 
übergehend, erklärte, daß er die Haupttriebfeder des vorgeſchlagenen 
Mechanismus zur Leitung des Unterrichts in dem oberen Unterrichts⸗ 
zathe, der den Univerſttatsrath erjegen ſoll, und (da es künftig eben 
jo viele Akademien als Departements geben ſoll) in den akademiſchen 
Rathen aller Departements erblicke. In der Zuſammenſetzung di 
Räthe, fo wie überhaupt in dem ganzen Entwurfe ſieht er die Abſicht 
vorherrſchen, den Staat durch das, was man Geſellſchaft nenne, zu 
erjegen. Er tadelt, daß überall dem Staate, d. h. der Univerſität 
fein genügender Plat eingeräumt ſei und behauptet feſt, daß die An⸗ 
nahme des Geſetzes, wie es vorgeſchlagen ſei, der Untergang der Uni⸗ 
verjität von Frankreich ſein werde. Der Redner durchgeht nun die 
einzelnen Beſtimmungen des Geſetzentwurfes über den offentlichen Un⸗ 
terricht. Er findet, daß durch die Beſtimmungen über den Elemen⸗ 
tar-Unterricht, die geiſtlichen Orden auf eine auffallende Weiſe vor den 
Laien bevorzugt werden. Er tadelt ferner u. a., daß von dem Ele⸗ 
mentar- Unterricht ſtatt denſelben zu erweitern, einzelne Gegenſtände 
we z. B. der Geſang und das Turnen, entfernt werden ſollen. Als 
er gelegentlich erwähnt, daß vor dem Unterrichts- Geſetz von 1833 
viele Elementarlehrer weder leſen noch ſchreiben oder wenigſtens nicht 
orthographiſch ſchreiben konnten, unterbricht ihn Montalembert 
mit dem Ausruf: „Das war beſſer, als die Orthographie in gewiſſen 
Briefen, die der„Conſtitutionell“ veröffentlicht hat!“, was lebhafte Un⸗ 
zufriedenheiten auf den Banten der Linten erregt. (Die erwähnten 
Briefe, von Elementarlehrern geſchrieben und von den Behörden 
gefangen, waren ſehr obſcöner Natur.) In Bezug auf den höheren 
Unterricht tadelt der Redner u. a., daß der Staat Privat⸗Anſtalten 
unterſtützen, d. h. ſich ſelbſt Concurrenz machen ſoll, ohne daß er auch 
nur nach dem Projekt des Ausſchuſſes, wie doch ſelbſt das Fallour'ſche 
Project es gewollt habe, Bedingungen dafürvorſchreiben dürfe. Der 
Vortrag Barthelemy's ift noch nicht zu Ende, gleichwohl wird die 
Sitzung bei faſt ſchon leeren Bänken um 61 Uhr geſchloſſen und die 
Fortſetzung ſeiner Rede auf morgen angeſetzt. 
Spanien. 

Madrid, den 6. Januar. (Berl. N.) Geſtern fand die Aus⸗ 
bietung zur Verſteigerung der 33,585 Ctr. Queckſilber aus den Gru⸗ 
ben von Almaden und Almadenejos ſtatt, welche in London nieder⸗ 
gelegt find. — Am 4. beging die ſogenannte „ökonomiſche Geſellſchaft“ 
eine große Feier, indem bei derſelben die Preiſe vertheilt wurden 
welche für die Zoͤglinge der Primär- Schule beſtimmt waren. Der 
Handelsminiſter hatte den Vorſitz: zu ſeiner Rechten ſaß der Vorſitzende 
der Geſellſchaft, D. M. Sevane, und zur Linken die Wittwe Her⸗ 


zogin v. Gor, welche den Vorſitz in dem Comité der Ehrendamen 


führt, die zur oben erwähnten Geſellſchaft gehören. Es wurden Prä⸗ 
mien an Knaben und Mädchen vertheilt, ſo wie an Lehrer und Lehre⸗ 
rinnen der 39 Anſtalten, die ſich zur Preisbewerbung gemeldet hatten. 
Die Königin hat di 3 
ie Königin hat die Kammern am 2. Januar in on d 
die Thronrede Köffnet 8 nens 
Kammer⸗Verhandlungen. 
101Iſte Sitzung der erſten Kammer vom 19. Januar. 
Tagesordnung: 1) Bericht der Petitions⸗Commiſſion. 2) Be⸗ 
richt der Commiſſion über die Reviſion der Verordnung vom 9. Fe⸗ 
bruar 18 19, die Errichtung von Gewerberaͤthen und verſchiedene 
Abänderungen der Gewerbe⸗Orduung betreffend. Eröffnung der Siz⸗ 
zung: 10; Uhr. Vorſitzender: Praſident von Auerswald. Auf der 
Miniſterbant befinden ſich: Graf Brandenburg, v. Manteuffel, v. Ra⸗ 
be, Regierungs⸗Commiſſar v. Aſter. Der Petitionsbericht wird in 
der hergebrachten Weiſe erledigt. 


gründlich bearbeitet und mit reichen ſtatiſtiſchen Daten verſehen iſt, 
wird vom Referenten, Abg. Dieterici, verleſen. Die Commiſſion ent⸗ 
ſcheidet ſich in dem allgemeinen Theil des Berichtes dahin: „daß die 
Verordnung vom 9. Februar einen zeitgemäßen, wichtigen Zweck ver⸗ 
folge, der nach vielen Petitionen von den Gewerbtreibenden in der 
Monarchie, die zuſammen den vierten Theil der Bevölkerung ausma⸗ 
chen, neuerdings lebhaft gewünſcht werde, daß die Verordnung zur 
Regulirung und Ordnung der Gewerbe wohlthätige Beſtimmungen 
enthalte, die in einem innern Zuſammenhange ſtehen und einem Be⸗ 
duͤrfuiſſe entgegen kommen, welches feit einer langen Reihe von Jah⸗ 
ren ſowohl von gewerblichen Korporationen, als von Kommunalbe⸗ 
hörden und ſämmtlichen Propinzialſtänden wiederholt und ernſt 
Sprache gebracht ſei, und daß daher die Annahme der Verordnung im 
Allgemeinen wünſchenswerth erſcheine.“ 

Die allgemeine Debatte eröffnet der Abg. Kupfer; er ermahnt die 
Regierung, auf dem in der Verordnung bereiteten Wege nicht weiter 


Der Bericht über die Verordnung 
vom 9. Februar, der ſehr umfangreich (33 Seiten lang) und ſehr 


vorzufchreiten, und nicht noch mehr Beſchräntungen der Gewerbefrei⸗ 


heit zuzulaſſen. Die Kleidungsſtücte und täglichen Bedürfniſſe müß⸗ 
ten vor Allem leicht zugänglich und billig ſein. Mit der Gewerbeftei⸗ 
heit hätte Preußen eine Gewerbe-Ausſtellung zu Stande gebracht, die 


unter dem früheren Zunftſyſtem eine Unmöglichkeit geweſen wäre. Es 


wäre alſo entſetzlich, wenn die Bahn der Freiheit jetzt durchbrochen 


würde und die Einzelintereſſen das Uebergewicht bekämen über die Ge⸗ 


ſammtintereſſen. 


* 


Abg. Hanſemann: Ich werde für das Geſetz ſtimmen, nicht 
weil daſſelbe gut iſt, ſondern damit man durch die Erfahrung zu der 
Erkeuntniß komme, daß einzelne Beſtimmungen deſſelben für die Ge⸗ 
werbefreiheit und die Induſtrie nachtheilig und ſchädlich find. (Hei⸗ 
terkeit. Zuſtimmung.) iR > f a 

Abg. Wachler: Ich ſtimme für das Geſetz in allen feinen Thei⸗ 
len. Es handelt ſich hier nicht um die alten Zünfte. Die neue Zeit 
verlangt neue Inſtitutionen. Der Gewerbeſtand verlangt eine Rege⸗ 
lung feiner Verhältniſſe, er will gute Meifter haben und die Jndu⸗ 
ſtrie ſichern, ohne die Concurtenz zu gefährden. Dies gewährt die 
Verordnung. Iſt ſie mangelhaft, jo müſſen wir ihren Ausbau von 
der Erfahrung erwarten. Jedenfalls iſt ſie von den E 
den und Handwerkern mit Freuden begrüßt worden. Ich empfehle 
Ihnen daher die Annahme des Geſetzes im Ganzen. A 

Abg. Milde empfiehlt ebenfalls die Annahme des Geſetes ſo⸗ 
wie Abg. Matthies; Abg. Baumſtart weiſt auf feinen Wahlkreis 
hin, auf Neuvorpommern, wo bis 1845 das Zunftweſen beſtand, 
wobei ſich die Bevölkerung und der Haudwerkerſtand gut befand, und 
wo nach Einführung der Gewerbefreiheit die lauteſten Klagen und 
Ausbrüche der Verzweiflung ſich vernehmen ließen. Man müſſe aber 
die Wirkung nicht mit der Urſache verwechſeln. Die Nichtung unſe⸗ 
rer Zeit ſei, daß der große Gewerbsbetrieb ſich hebe. Dieſe Richtung 
könne man durch keine Geſetze hindern. Dadurch häufe ſich Kapital 
und Arbeit in den Händen weniger Unternehmer. Die Wohlhaben⸗ 
den gehen aus den kleinen in die großen Städte. Der Handwerker in 
der kleinen Stadt verliert dadurch, und ſo kommen die kleinern Städte 
immer mehr herunter. So ſei es auch auf dem Lande, wo außerdem 
die ungleiche Beſteuerung von Stadt und Land noch zu berückſichtigen 
ſei. Ueberall werde der große Gewerbebetrieb mehr begünſtigt, als der 
kleine und mittlere. Die techniſchen Erfindungen, die ingeniöſe Ar⸗ 
beitstheilung und das Kapital kommen vorzugsweiſe dem großen Ge⸗ 
werbetriebe zu ſtatten. Nun verlangen die kleinen Handwerker, den 
großen Gewerbbetrieb ihnen vom Halſe zu ſchaffen. Dadurch würden 
aber nur noch mehr Uebelſtände entſtehen. Die alten Zünfte dürfen 
nicht wiederhergeſtellt werden, fie ſeien ſchon im alten Peutſchen Reich 
von den Regierungen angegriffen worden, meiſt zwar aus politiſchen 
Gründen, doch kam das Spitem der Gewerbefreiheit den Regierungen 
dabei ſehr zu ſtatten. Das Prinzip der Zünfte ſei aber nicht das 
Privilegium, ſondern die Aſſociation im germaniſchen Siune. Es 
ſei daher nicht zu rechtfertigen, daß die Geſetzgebung von 1810 das 
ganze Zunftweſen, mit dem Guten, was es enthielt, über den Hau⸗ 
fen geworfen habe. Die Gewerbefreiheit ſei alſo nicht ein Gegenſatz 
zum Zunftweſen, ſie verlange aber ebenſo, wie die politiſche, der Or⸗ 
ganiſation. Doch ſeien die Forderungen der Gewerbetreibenden nicht 
zu erfüllen. Freiheit und Beſchränkung müßten ſich gegenſeitig ergän⸗ 
zen. In dieſem Sinne ſei die Verordnung vom 9. Februar im Gan⸗ 
zen nur zu e . bei müſſen aber die Beſchaffung des Ab⸗ 
ſatzes, V des Kreditſpſtems, Zerſchlagung von Gütern, 
Unterrichtsweſen in gewerblicher Hinſicht, vor Allem aber die Kräfti- 
gung der edleren Geiſter in den Innungen wohl ins Auge gefaßt wer- 
den. Er ſtimme daher für den Geſetzentwurf. 

Handelsminiſter v. d. Heydt bemerkt, daß die Verordnung einen 
freudigen Eindruck bei dem Gewerbeſtande und bei den arbeitenden 
Klaſſen hervorgebracht habe. Die Regierung wollte durch dieſelbe den 
gewerblichen Corporationen die Möglichkeit gewä ren, den Nachthei⸗ 
len der Gewerbefreiheit entgegenzuarbeiten, und Organe für eine ge⸗ 
nauere Kenntniß der Verhältniſſe des Gewerbeſtandes ſchaffen. Es 


habe ſich die Verorduung überall fo wirkſam gezeigt, daß viele Stim- : 


men, welche zuerſt dagegen waren, ſich jetzt dafür ‚erklärten, 

Hierauf wird der Schluß der allgemeinen Debatte angenommen. 

Bei der ſpeziellen Debatte werden ſämmtliche SS. des Geſetzes 
ohne erhebliche Bemerkung angenommen. 7 

Zum Schluß erhält der Antrag der Kommiſſion: „I) es anzu⸗ 
erkennen, daß für die Erlaſſung des Geſetzes vom 9. Febr. c., betref⸗ 
fend die Errichtung von Gewerberäthen und verſchiedene Abänderun⸗ 
gen der allgemeinen Gewerbeordnung, im Sinne des Artikels 105. 
der Verfaſſung, eine dringende Veranlaſſung vorgelegen habe, und 
2) der vorgedachten Verordnung die verfaſſungsmäßig erforderliche 
Genehmigung zu ertheilen;“ ohne Debatte die Zuſtimmung der 


er. a 
Schluß der Sitzung: 23 Uhr. Nächſte Sitzung: Unbeſtimmt. 


Söſte Sitzung der zweiten Kammer vom 18. Januar. 
Peisten Sf S chwerin. Eröffnung der Sitzung 11 Uhr. 
Von Miniſtern iſt Herr von e ſpäter von 

burg, von Strotha, v. d. Heydt und Rabe. 

W ſident eilt mit, daß Seitens der Staatsanwalt: 
ſchaft in Stettin in einem bei dem Praſidio eingegangenen Schreiben be- 
antragt werde, die Kammer wolle die Verfolgung der Redaktion der 
Oſtſeezeitung, wegen eines die Kammer angeblich beleidigenden Arti⸗ 
kels, genehmigen. In dem Artikel wird der Kammer vorgewurfen, fe 
habe ſich eines politiſchen Diebſtahls an den heiligen Rechten der Na⸗ 
tion ſchuldig gemacht. — Die Kammer verweigert die Genehmigung. 
An der Tagesordnung iſt der Bericht über die Bewilligung einer 
Zins garantie des Staats für die Aktien der Düſſeldorf-Aachener und 
der Ruhrort-⸗Crefeld⸗Kreis⸗Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft. Die gi⸗ 

nanztommiſſton hat dieſer Bewilligung ihre Zuſtimmung ertheilt. 
Der Berichterſtatter Riedel warnt davor, eine kurzſichtige Spar⸗ 
ſamkeit bei Anlagen walten zu laſſen, die das Kapital materiell und 
geiſtig tauſendfach einbringen. Die Eiſenbahn ſei ein wichtiges = 
unſeres eee . reichſten unſerer Fabrikdi⸗ 

ö zu den größten Handelsorten. 7 * 
ee e n: Der Preußiſche Staat 
hat bei ener Zerſtückelung ein doppeltes Intereſſe für raſche Com⸗ 
munitationen. Aber die drei großen Bahnen nach Aachen, Königs⸗ 
berg und Breslau genügen zur Ceutraliſation. Hier handelt es ſich 
nur um ein Lokal⸗Intereſſe. Unter den gegenwartigen Finanzver⸗ 
hältniſſen, wo der Staat ſogar den armen Schullehrern in Form einer 
Klaſſenſteuer Gehaltsabzüge macht und Eigenthümer ohne Entſchaͤdi⸗ 
gung beraubt (Murren), iſt es nicht Zeit, auf ein ſolches Intereſſe 
die Staatsmittel zu verwenden. Die Gegenden, um e ſich han⸗ 
delt) ſind reich an Capital, jo wie an den phyſiſchen Bedürfniſſen des 
Eiſenbahnbaues. Man wende lieber ärmeren die er = zu. 
Abg. Klaeſſen. Die in Rede ſtehenden Eiſenbahngeſe t, 
ten begehren nichts, als daß die allgemeine Regel auf ſie angewendet 


werde; unſere Regierung iſt allen Eiſenbahnen in der Grijis der letz. 


i ülfe getommen; man darf die Eiſenbahnen nicht bloß 

“a — — betrachten; die Regierung hat die Conceſ“ 
nen von Aufang an nach commerciellen und politiſchen Rückſichten 
ertheilt. Es handelt ſich auch nicht um vage Projekte, ſondern um 
angefangene Unternehmungen, die die ſichere Ausſicht des Gelingens 


Wenn ſonſt ſchon einige Wochen 
Deutſche und Polen, in Verſammlungen ſich zu berathen pflegten, ob 
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haben, aber in augenblicklicher Criſis der Hülfe bedürfen. Die Ga⸗ 
rantie wird wahrſcheinlich nur nominell ſein. 

Abg. v. Patow hebt die Bedeutung der genannten Bahnen 
für die ganze Monarchie hervor. Sie verbinden unſere Induſtriege⸗ 
genden mit den belgiſchen Häfen und es iſt Ausficht, daß ſie bis Rot⸗ 
terdam verlängert werden würden. Auch militäriſch ſind ſie von größ⸗ 
ter Wichtigkeit. Sie haben daher den begründetſten Anſpruch auf 
Staatsunterſtützung. Ein Nachtheil für die rheiniſchen Bahnen durch 
die Concurrenz iſt nicht zu fürchten, eher Vortheil zu hoffen. Ohne 
die Hülfe des Staats aber wird die Bahn unvollendet bleiben. Die 
Aktionäre ſind zum Theil abſolut außer Stande zu zahlen. Es 
iſt zu bedauern, daß die Sache nicht ſchon bei Gelegenheit der Oſtbahn⸗ 
frage mit zur Sprache gebracht iſt; dann würde man geſehen haben, 
wie es ſich um ein einziges Prinzip handelt. Will man dies, das bis⸗ 
her conſequent verfolgt iſt, bei zwei kurzen Bahnen verlaſſen? 

Abg. v. Röder klagt das Miniſterium der Vernachläſſigung des 
leidenden Oſtens gegen den Weſten an. Er ſtimme für die verlangte 
Staatsgarantie, aber er erwarte, daß der Breslau-Poſener Bahn die⸗ 
ſelbe Sorge zu Theil werde. (Bravo.) D J 

Miniſter des Handels. Das Miniſterium hat ſich von 
der Betrachtung leiten laſſen, daß die in Frage ſtehenden Eiſenbahnen 
die einzigen bereits in Angriff genommenen ſind, die der Staat nicht 
garantirt hat. Die lokalen Induſtrie-Intereſſen jener Gegenden ſind 
zugleich allgemeine. Die Regierung will nicht den Aktionären eine 
Wohlthat erweiſen, ſondern die Bahn zu Stande bringen. Sie iſt 
bereit, auch die Breslau-Poſener Bahn auf alle Weiſe zu befördern; 
die Vorarbeiten find bereits einer Commiſſion zur Berathung über: 
wieſen; wenn ſie fertig ſind, werde ich der Kammer eine Vorlage dar⸗ 
über machen. Auch für die Chauſſeebauten im Oſten ſind ſehr be⸗ 
deutende Summen bereits feſtgeſetzt. Die Rentabilität der Bahnen, 
wovon es ſich gegenwärtig handelt, glaubt die Regier. nach den bishe⸗ 
rigen Erfahrungen vorausfegen zu dürfen. — Der Präſidentenſtuhl ut 
indejjen vom Vicepräſidenten Simſon eingenommen. Der Schluß 
der Diskuſſion wird angenommen. Nach einem langen Reſumé des 
Berichterſtatters wird zur Abſtimmung geſchritten und die Zuſtim⸗ 
mung zu der verlangten Garantie mit großer Majorität ertheilt. Der 
zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt das nochmals an die Com⸗ 
miſſion zurückgegangene Rentengeſetz. Die Kammer hatte zu §. 64 
des Ablöſungsgeſezes das Amendement von Pato angenommen, 
daß der Berechtigte, auch wenn der Verpflichtete den 18fachen Betrag 
baar zahlen will, doch ſtatt deſſen den 20fachen Betrag in Rentenbrie⸗ 
fen verlangen kann, wo dann der 1öfacdye Betrag des Belaſteten an 
die Staatskaſſe gezahlt wird. Um dieſen Veſchluß in das Geſetz mit 
aufzunehmen empfiehlt die Commiſſion, den als erſten Theil des Ge⸗ 
ſetzes zuſammengefaßten erſten 59 88. einen zweiten Tbeil beizufügen, 
der die Ausführung jener Feſtſetzungen in ſich begreift; mit der Mo⸗ 
difikation, daß ftatt der Rentenbriefe Aprocentige Staatsſchuldſcheine, 
eintreten ſollen. 

Der Berichterſtatter Bauer (Stargardt) motivirt dieſen Antrag. 

Abg. p. Patow ſpricht gegen die Umwandlung der Rentenbriefe 
in Staatsſchuldſcheine, da dieſe nicht auf gleichen Sicherheiten ruhten. 
Dergtedner empfiehlt ſtatt jener weitläufigen Umgeſtaltung des Ge: 
jeges ein Amendement zu §. 9 in dem‘ angegebenen Sinne, nebſt eini⸗ 
gen Zuſätzen zu $. 18, 21 und 59. 

Die Kammer tritt dem Antrage des Abg. v. Patow bei. Schließ⸗ 


lich werden einige nur auf Specialitäten ſich beziehende Amendements 


zu §. 49, 50 und 58 deſſelben Geſetzes discutirt. In den meiſten 
Punkten bleibt es beim Kommiſſionsantrage; nur zu §. 50 wird ein 
Amendement von Schwarz angenommen. 

Schluß 3 Uhr. Nachſte Sitzung Montag 10 Uhr. 


Locales ze. 

Poſen. — Wie wir hören, iſt die Theilnahme au den Sonn⸗ 
abend und Sonntag faſt in allen Bezirken der Stadt veranſtalteten 
Verſammlungen zu den Erfurter Vorwahlen außerordentlich gering 

eweſen. 

0 Poſen, den 15. Jan. Die Polniſche Bevölkerung ändert faſt 
jeden Augenblick ihre Abſichten in Bezug auf die Reichstagswahlen. 
Bei der Abſtimmung, welche ich Ihnen heute mittheile, dürfte es je⸗ 
doch ſein Bewenden haben. Die Hauptdirektion der Liga hat näm⸗ 
lich erklart, grundſaͤtzlich ſei fie zwar gegen die Beſchickung des Reichs⸗ 
tages, um aber gegen die Incorporirung Poſens in Deutſchland pro⸗ 
teſtiren zu können, ſei es rathſam, einen Deputirten nach Erfurt zu 
ſchicken. Die nöthige Inſtruktion werde fie (die Liga) demjenigen 
Kreiſe, von welchem der Abgeordnete gewählt werden ſolle, ſofort 
zuſenden. N 

Die Gazela polska ſagt: Wir wollen die bereits fo ſehr ſchwan⸗ 
kend gemachte öffentliche Meinung nicht noch mehr irre führen und 
rathen deshalb, dem Beſchluſſe der Haupt- Direktion der Liga und 
deren Abgeordneten in Berlin beizutreten. Wenn es aber noch Zeit 


wäre, ſo möchten wir ſowohl der Hauptdirektion der Liga, als unſe⸗ 


ren Abgeordneten rathen und ſie bitten, nochmals zu erwägen, ob, 
von dem Standpunkte der Proteſtation durch Nichtwählen ausgehend, 
ſo wie, um die Begriffe des Volkes nicht zu verwirren, es nicht an⸗ 
gemeſſener wäre, in gar keinem Kreiſe wählen zu laſſen. 

Am ten d. M. iſt von dem hieſigen Handwerkerverein beſchloſſen 
worden, 1) den Handwerker⸗Congreß in Stettin, welcher daſelbſt, 
auf Anregung des Handwerker⸗Vereines zu Magdeburg, in der Mitte 
des Februar d. J. zuſammentreten ſoll, zu beſchicken; 2) vorher einen 
Provinzial⸗Congreß zu berufen, um ſich mit den Lokalvereinen gehörig 
zu verſtaͤndigen. 

Poſen, den 19. Januar. Sicherem Vernehmen nach iſt heute 
Nr. 6. des »Wielkopolanin« auf Grund der §§. 17. und 18. des 
Preßgeſetzes vom 30. Juni 1818 konfiscirt und der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft zum weitern Verfolg übergeben worden. Dieſes Blatt hat ſchon 
öfters daſſelbe Schickſal erfahren, weil es nicht nachläßt, namentlich 
unter jeinen, den niedern Ständen angehörigen, Leſern Haß, Feind⸗ 
ſchaft und Aufregung gegen die Deutſchen anzufachen und ſie mit Miß⸗ 
trauen gegen das Gouvernement zu erfüllen. So ſchwer es dem Wiel 
kopolanım auch werden mag, dem Poln. Landmanne alle die heilſa⸗ 
men Inſtitutionen der Preuß. Regierung, denen er Eigenthum, Frei⸗ 
heit, Selbſtſtändigteit und einen gewiſſen Wohlſtand verdankt, zu ver⸗ 
dachtigen, ſo läßt er doch kein Mittel unverſucht und keine Gelegenheit 
unbenutzt, mit religiöfem Zelotismus, der ſo gern die Begriffsver⸗ 
wechſelung von Religion und Nationalität für ſeine Zwecke ausbeutet, 
auf die Gemüther der rohen und ungebildeten Maſſe aufwiegelnd ein⸗ 
zuwirken, was ihm aber bisher nur in den ſeltenſten Fällen gelungen iſt. 

* Samt er, den 18. Januar. Auch bei uns herrſcht dies Mal 
eine große Lauheit in Bezug der bevorſtehenden Wahlen nach Erfurt. 
zuvor die beiden Nationalitäten, 


und wer gewählt werden ſollte, ſo iſt bis jetzt noch nichts Derartiges 
geſchehen. Unſer Magiſtrat hat öffentliche Bekanntmachungen Be⸗ 
hufs Anfertigung von Wahlliſten ergehen laſſen, aber Niemand ſcheint 
ſich darum zu bekümmern. Es iſt vielmehr den Meiſten gleichgültig, 
ob ſie in der Wahlliſte mit aufgenommen, oder ausgelaſſen werden. 
Ueberhaupt beſchäftigt man ſich hier wenig mit politiſchen Dingen, und 
Deutſche und Polen fangen an, ſich nach und nach wieder brü⸗ 
derlich die Hand zu reichen. Letzteres zeigt ſich nicht nur im 
Geſchäftsverkehr, ſondern auch in geſellſchaftlichen Beziehungen. So 
wurde z. B. in dieſer Woche eine Schlittenparthie nach dem eine 
Meile von hier gelegenen Städtchen Oberſitzko veranſtaltet, wobei 
Deutſche und Polen ſich betheiligten. Bei dieſer Gelegenheit wurde 
gemeinſchaftlich gegeſſen und getrunken, getanzt, gelacht und geſcherzt, 
or im vorigen Jahre bei der politifchen Bewegung nicht zu den⸗ 
en war. 

In unſerer Umgegend iſt ſolch heftiges Schneetreiben, daß die 
Kommunikation auf der Eiſenbahn zwiſchen hier und Poſen ſchon ſeit 
3 Tagen unterbrochen iſt. Bei Rokitnica iſt ein Zug förmlich im 
Schnee begraben. Um denſelben fortzubewegen, ſind mehrere Lokomo⸗ 
tiven vorgelegt, auch viel Arbeiter zum Wegſchaffen des Schnees in 
Thätigkeit geſetzt worden, aber alles erfolglos. Die Züge von Stet⸗ 
tin kommen . be aber auch ſehr unregelmäßig. Von 

ier aus muß demnach der Transport bis Mor, N. 3 
—— werden. K is Poſen durch die Poſt be⸗ 

Berichtigung des in No. 12. dieſer eitung en 0 
titels: Birnbaum, den 10. Januar. — U ere Ri, 
Wochenblatt, welches ſeinen ſiebenten Jahrgang begonnen hat in 
der letztern Zeit nicht nur an Abonnenten nicht verloren, fonderu, wie 
dies jeden in reeller Abſicht ſich dafür Intereſſirenden nachgewleſen 
werden kann, im Gegentheil an Abonnenten zugenommen. Dieſe 
Thatſache maßt ſich aber die Redaktion nicht als Verdienſt an, ſon⸗ 
dern ſchreibt dieſelbe dem geſunden Sinn für Wahrheit und Recht zu, 
der ſich jetzt überall Bahn ſchafft. Hiermit iſt zugleich faktiſch die 
Behauptung widerlegt, daß das gedachte Blatt an Werth verloren 
habe. Daſſelbe benutzt zuweilen die angegebenen Quellen, dahinge⸗ 
gen das patriotiſche Wochenblatt aus der Voſſiſchen und Kreuzzeitung 
ſeine Inſpirationen erhielt. 

Die Enthüllung, daß manche Nummern wegen pöbelhafter Ar⸗ 
tikel ‚öffentliches Aergerniß erregen, iſt der Redaktion etwas Neues. 
Wenn einige Artikel wegen ihrer ſchlagenden Wahrheit dem Kreuzzei⸗ 
tungs⸗Anhange mißliebig ſind, ſo hat die Redaktion ſich nie zur Pö⸗ 
belhaftigkeit dieſes Genre verirrt. Eben fo fremd find ihr lügt enhafte 
Behauptungen, dovon wieder der qu. Artikel nicht frei iſt. Es heißt 
darin, daß die Koſten des „ patriotiſchen Wochenblattes für den Kreis 
Birnbaum “jo und jo gedeckt worden ſind. Dies iſt aber ſchnurſtracks 
der Wahrheit zuwider, da für daſſelbe noch ein bedeutender Theil 
Drucktoſten im Rückſtande iſt, der wahrſcheinlich auf gerichtlichem 
Wege wird eingeklagt werden müſſen, und dies iſt wohl der wahre 
4 jenes Blatt nicht weiter erſchienen iſt. 

Lben ſo groͤblich erlogen iſt es, daß das Birn is⸗ 
Wochenblatt nicht unbedeute Geldzuſchüſſe zur W u 
koſten von den Demokraten erhalte; dies Blatt erhält ſich durch ſich ſelbſt. 

Wenn der Verfaſſer des qu. Artikels für ſich und ſeine Partei 
den Ehrennamen Patrioten, wie geſchehen, im Gegenſatze zu dem 
Publikum des Kreis⸗Wochenblattes in Anſpruch nimmt, fo find wir 
dies von dieſer Partei ſchon überall gewohnt. Es iſt eine Partei, die 
einen Grafen Bresler, einen Ohm und Conſorten zu ihren Coryphäen 
zählt; eine Partei, die ſich durch ihre Thaten ſelbſt gerichtet; eine 
Partei, deren Machinationen dem „Birnbaumer Kreis⸗Wochenblatte“ 
noch mehr Verbreitung im Publiko verſchafft haben. 

Die Redaktion des Birnbaumer Kreis-Wochenblattes. 

Wilhelm Fritzſche. 

Oſtrowo, den 16. Januar. In der heutigen fünften Siz⸗ 
zung des Schwurgerichts befand ſich der Lehrer Franz Grzesziza⸗ 
kowski aus Ollabok auf der Bank der Angeklagten, ſein Defenſor 
war Referendarius v. Paluszkiewiez aus Poſen. Der Angeklagte 
wird beſchuldigt: Beim Ausbruch der Inſurrekton ſich mit einer Senſe 
bewaffnet und im Freudenrauſche dieſelde geküßt; die Bauern in Olla⸗ 
bof, Goſtylin ꝛc. zum Widerſtande gegen Preußiſches Militair aufge⸗ 
reizt; Landwehrleuten, die einberufen worden, abgerathen, der erhal⸗ 
tenen Ordre Folge zu leiſten; den Landrath Roeder und den Diſtrikts⸗ 
kommiſſarius Spitzbuben und Räuber genannt, und über den König 
geäußert zu haben, daß er täglich beſoffen und nunmehr ganz ohne 
Macht ſei. Selten ſind einem Angeklagten ſo vielfache Vergehungen 
zur Laſt gelegt und Alles ſah in geſpannter Erwartung dem Verfolg 
der Verhandlung entgegen. Inkulpat beſtritt alle Anſchuldigungen 
und räumte nur ein, geäußert zu haben, es beſtänden keine Behörden 
mehr, und ſelbſt zu dieſer Aeußerung wäre er nur durch den Umſtand 
veranlaßt worden, daß er genöthigt geweſen, ſeinen Lebensunterhalt 
ſich zu erbetteln. Einer Majeſtätsbeleidigung habe er ſich nicht ſchul⸗ 
dig gemacht, indem er mit jener Aeußerung der Trunkenheit nicht den 
König, ſondern einen in Ollabok wohnenden, allgemein als Trunken⸗ 
bold bekannten Krol — (zu deutſch König) — bezeichnet habe. Dieſe 
mit einer gewiſſen Dreiſtigkeit abgelegte Erklärung erregte allgemeine 
Heiterkeit, die vom Vorſitzenden gerügt wurde. Zwei der vernomme⸗ 
nen Zeugen wollen ſich nicht mehr des genauen Wortlautes erinnern 
und deshalb bei ihrer, im Juni 1848 in der Vorunterſuchung zu Pro⸗ 
tokoll gegebenen Erklärung ſtehen bleiben. Der eine Zeuge, Jung⸗ 
mann, ſchloß mit den Worten, wenn ich es früher ſo ausgeſagt habe, 
ſo iſt es ſo, heute kann ich mich deſſen nicht mehr erinnern; beide aber, 
ſo wie auch der dritte Zeuge, Wadepohl, bekunden vom Angeklagten 
die Aeußerung gehört zu haben, der König fei täglich beſoffen, beſtä⸗ 
tigten aber gleichzeitig, daß in Ollabok allerdings ein Säufer, Namens. 
Krol, wohne und gaben zu, daß er vielleicht den gemeint haben könnte z 
außerdem bemerkte der letztgenannte Zeuge noch, daß der Angeklagte 
ſelbſt oft im trunkenen Zuſtande ſich befunden, indem er zu jener Zeit 
viel getrunken, aber wenig gegeſſen habe. Der Staats⸗Anwalt ſtellt 
die richtige Bemerkung auf, daß, da man nach Verlauf don zwei Jah⸗ 
ren allerdings nicht im Stande ſei, gehörte Aeußerungen wortgetreu 
wiederzugeben, die Ausſagen der Zeugen in der Vorunterſuchung als 
glaubwürdig und maaßgebend angenommen werden müßten, wie dies 
auch, wären fie bereits verſtorben, nothwendig ſein würde. Erwieſen 
ſei aber, daß der Inkulpat jene Aeußerung gethan und er ſtelle es dem 
Gutachten der Geſchworenen anheim zu entſcheiden, ob derſelbe wirk⸗ 
lich nicht den König, ſondern den Säufer Kröl, gemeint habe. Der 
Defenſor beſtreitet die Betheiligung des Angeklagten am Auftuht, ſin⸗ 
det die Zeugenausſagen mangel- und zweifelhaft, am allerwenigſten 
aber hätten fie zu bekunden vermocht, ob der Inkulpat damals in zu⸗ 
rechnungsfähigem Zuſtande geweſen ſei. Hierauf geht er zur Amneſtie 
Ordre vom 9. Ottober 1848 über, führt an, daß gerade nur die Leh⸗ 
ret als Repräſentanten der Intelligenz, hiervon ausgeſchloſſen worden 


wären, daß aber die Geſchworenen bie Verhältniſſe der Angeklagten 

berückſichtigen und bedenken ſollten, daß, wenn Krauthofer⸗Krotowski 

vor den Aſſiſen freigeſprochen wäre, der Angeſchuldigte es um fo 

mehr verdiene. Darin freilich hatte der Defenſor Recht. Die Ge⸗ 

4 ſprachen auch, zur Verwunderung Vieler, das „Nichtſchnl⸗ 
g“ aus. 


zZ Dobrzyca, den 20. Januar. Die Urwahlen zum Erfurter 
Parlament, die ſo nahe bevorſtehen, haben in hieſiger Gegend auch 
noch nicht die mindeſte Wahlagitation hervorgerufen. Der größeſte 
Theil der Urwähler iſt indifferent, weil unbekannt mit dem Zweck des 
Erfurter Parlaments. Die Wenigen, die wiſſen, worum es ſich han⸗ 
delt, laſſen die Sache gleichgültig ihren Weg gehen, weil ſie vor⸗ 
ausſetzen, daß das Parlament zu Erfurt eben ſo wenig zu Stande 
bringen wird, als das Frankfurter, beſonders, nachdem die den 
Preußiſchen Kammern gemachten miniſteriellen Vorlagen bekannt 
geworden ſind. Ein Kampf der beiden Nationalitäten, der bei den 
früheren Wahlen ſo heftig geführt wurde, iſt diesmal kaum zu erwar⸗ 
ten, weil die Deutſchen, wenn auch in der Mehrzahl, den Kampf- 
platz ohne alle Organiſation betreten werden. Der Gegenparthei 
wird daher der Sieg, wenn ſie ſich überhaupt an der Wahl bethei⸗ 
ligt, vorausſichtlich ſehr leicht werden, um ſo mehr, als die Pol⸗ 
niſchen Urwähler in der Stadt und in deren nächſter Umgebung 
wohnen, während die Deutſchen Urwähler größtentheils eine halbe 
Meile zu gehen haben, was ſie warſcheinlich unterlaſſen werden, da der 
bedeutende Schneefall faſt alle Kommunikation hemmt. — Reklama⸗ 
tionen gegen die Wahlliſten werden namentlich Seitens der Landbe⸗ 
wohner kaum ſtattgefunden haben, da die Liſten nicht in den einzel⸗ 
nen Gemeinden, ſondern in dem für die meiſten Urwähler 1 bis 2 
Meilen entfernten und außerhalb des Wahlbezirks liegenden Büreaus 
des Diſtrikts⸗Commiſſarius ausgelegt waren. 

8 Tiaz, den 18. Januar. Am 16. Jan. d. J. wurde ein, der 
Commune Kiqz angehöriges, verkrüppeltes Frauenzimmer aus einem 
benachbarten Dorfe erfroren nach der Stadt gebracht, obgleich einige 
Tage vorher der menſchenfreundliche Seelſorger den Magiftrats-Diri- 
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genten auf die Unterbringung dieſer unglücklichen Perſon vergeblich 
aufmerkſam gemacht hatte. 


Verantw. Redakteur: C. C. H. Violet. N 

Angekommene Fremde. 

Vom 20. Januar. 

Lauk's Hötel de Rome: Frau Gutsb. v. Knorr a. Gutowy; die Kaufl. 
Paaſchke und Cohn a. Berlin. 

Hötel de Baviere: Die Gutsb. Ignalski a. Kwiatkowo u. Skorzewski 
a. Nuſzoczyca; Kfm. Lewis a. London. 

Bazar: Gutsb. Ian. Modlinski a. Walentinowo; Auskultator Joſeph 
Mielzynski a. Chobienice. 5 

Schwarzer Adler; Kfm. Schereck a. Stettin; Kand. der Theol. Neffe 
a. Lang⸗Goslin. 

Hotel de Dresde: Kfm Jungfer a. Gneſen; die Gutsb. Kulak a. Schwe⸗ 
rin u. Klinke a. Rofitten- 

Hotel de Berlin: Kfm Kleemann a Mainz; die Gutsb. C. Stock u. 
Baron v. Lützow a. Mur. Goslin. 

Große Eiche: Kommiſſarius Choynacki a. Görka. 


Vom 21. Januar: 


Lauk's Hotel de Rome: Die Gutsb. Graf Potworowski a. Deutſch Preſſe; 
Beuther a. Zedziwejewo u. v. Czarnecki a. Gogolewo; Oberſorſter 
Lehn a. Jaroein; die Kaufl. Clemann a. Mainz; Müller a. Köln; 
Frankenſtein u. Laue a. Berlin; Nolſtein a. Leipzig. 

Hotel de Bavière: Gutsb. v. Milkowski a. Drobnin; Gutsp. Stur⸗ 
zel a. Sobiefternie; die Kaufl. Chriſtem a. Stettin; Simon und 
Heppner a. Berlin 

Bazar: Die Gutsb. Nadenski P a. Rzegocin; Nadonski A. a. Krzylice; 
Niegolewski a. Niegolewo; Dabrowski a. Winagora u. Mikorski 
a. Dzierzaino. . 

Hötel à la ville de Rome: Fräul. Ahlentz a. Dresden; Kim Palawski 
a. Ahrenswalde; die Gutsb Lubinski a. Wlokno; v. Moſzezynski 
a. Jeziorek; Wirthſch.⸗Kommiſf. v. Dfugolesti a. Turem, 

Hotel de Paris: Gutsb. Krzyfanowski a. Murzynowo; Kaufm. Roft 
a. Wreſchen. 


Hötel de Berlin: Oberförfter Sawinski a. Syradno; Sekr. Krieger a. 
Kozmin; Oberamtm. Schultz a. Bielewo; Kfm. Hamburger a. Schmie⸗ 
gel; Gutsb. v. Mrozynski a. Chwalkowo. 

Hotel de Hambourg: Die Bürger Nadonsti a. Bieganowo; Nowacki 
a. Gneſen u. Szafarkiewicz a. Dzierznica. 

Hötel de Pologne: Steuer- Inſpektor Kröber a. Schwerin a. W. 

Im Sichenkranz: Die Kauſt Rofhwis a. Ober Glogau; Witkowski a, 
Stettin; Breslow u. Cohn a. Berlin. 

Im eichnen Born; Die Kaufl. Hersfeld a. Grätz u. Warſchauer a. Ste⸗ 
ſzewo; Schuhmachermeiſter Wilmienowiez a. Schrimm. 

Im Reh: Bürger J. Ciſtelski a. Pyſzew. 

Markt⸗ Bericht. 
Berlin, den 19. Januar. 

Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen nach 
Qualität 52—56 Rthlr. Roggen loco und ſchwimmend 26—28 
Rthlr., pr. Frühjahr 267 Rthir. Br, 261 G., pr. Mai-Juni 27 
Rthlr. Br., 26% G., Juni⸗Juli 274 Rthlr. Br., 274 G. Gerſte 
große loco 22— 24 Athlr., kleine 19—21 Rthlr. Hafer loco nach 
Qualität 16— 18 Rthlr., pr. Frühjahr 50pfd. 16 Rthle. Erbſen 
Kochwaare 34 — 40 Rthlr., Futterwaare 29 — 32 Rthlr. Nüböl 
loco 133 Rthlr., pr. Januar 133 Rthlr. Br., 131 G., Jan.⸗Febr. 
134 Rthie Br., 13 G., Febr. Mar 13 Rthlr. Br. 125 G., Ma 
April 1213 Rthlr. Br., 124 G., April-Mai 122 gethlr. Br. 122 
bez. u. G. Leindl loco 12 Rthlr. Br., pr. N 1157 Rthlr. 
April⸗Mai 113 Rthlr. Br., 113 G. Mohnöt 154 Rthlr. Palmöl 
123 a 125 Rthlr. Hanföl 14 Rthlr. Südſee⸗Thran 122 Kthlr. 

Spiritus loco ohne Faß 14 Rthlr. bez, pr. Januar 14] thlr. 
Br., 14 G., Febr.-März 14 Rthlr. Br. 14, G., März⸗April 141 
Rthlr. Br., 141 G., April⸗Mai 147 Rthlr. Br., 143 G., Mais 
Juni 154 Rthlr. Br. 15 G., Juni⸗Juli 153 Kkthlr. Br., 151 bez. u. 
G., Juli⸗Aug. 153 Rthlr. Br., 153 G. 


Druck und Verlag von W. Decker E Comp. in Poſen. 


Für die im Guhrauer Kreiſe Verunglückten ſind 

rner bei uns eingegangen: 
b von P. M. 1 Rühr von den Beamten der Kö⸗ 
niglichen Regierung durch Sammlung 10 Kthlr. 
7 Sgr. 6 Pf.; Herrmann Baarth 5 Kthlr.; F. L. 
2gthlr.; W. F. M & Comp. 2 gthlr.; .. . 1 Kthlr.; 
H. 1 gthlr. Zuſammen 88 Rthlr. 7 Sgr. 6 Pf, 
4 Louisd'or und 2 Friedrichsd'or; hiervon haben 
wir bereits 120 Rthlr. an das Kreis⸗Comité in 
Guhrau abgeſandt. 

Poſen, den 21. Januar 1850. 

Die Zeitungserpedition von W. Decker X Comp. 


1850. 
Käufer. 


Die geſtern erfolgte glückliche Entbindung meiner 
Frau, Charlotte geb. Weißbein, von einem 
muntern Knaben, zeigt e und Freunden, 

eſonderer Meldung, ergebenſt an 
1 Michaelis Lipſchitz. 

Poſen, den 20. Januar 1850. 2 
Die am 17. d. Mts. ftattgefundene Verlobung 
meiner einzigen Tochter Emilie mit dem Apotheker 
Herrn Maximilian Pomorski zu Schrimm 
zeige ich Verwandten und Freunden ſtatt jeder be⸗ 
ſonderen Meldung an. 

Schrimm, den 18. Januar 1850. 

Wittwe C. Hoffmann. 


Concert-Anzeige. 

Heute Dienſtag den 22. Januar wird der 15jaͤhrige 
blindgeborene Pianiſt Adolph Krug von hier un⸗ 
ter Mitwirkung des Fräulein Antonie Birnbach 
aus Berlin, des Herrn Grunwald und ande⸗ 
rer Künſtler im Saale des Hotel de Saxe ein Con⸗ 
cert zu geben die Ehre haben. 

Anfang 7 Uhr. 

Billets zu 15 Sgr. ſind in den Buchhandlungen 
der Herren Mittler und Scherk, bei Herrn Kauf⸗ 
mann Binder und Herrn Conditor Freundt, an 
der Kaſſe zu 20 Sgr. zu haben. Gröffnung der 
Kaſſe 6 Uhr. 


Conzert⸗ Anzeige. 

Freitag den 25. Januar wird der Clavier⸗ 
Virtuoſe F. Smolar im Saale des Hotel de 
Saxe ein Conzert geben. 

Billets zu 1 Thlr. find in den Buchhandlungen 
der Hrn. Gebr. Scherk und Mittler zu haben. 
— Das Nähere wird der Anſchlagezettel bekannt 
machen. 0 

So eben iſt erſchienen und bei Gebrüder 
Scherk, ſo wie bei Zupanski in Poſen zu 
b . 


haben: 
Deux Mazurs 


pour le Piano, 
composes : 
par Camille Sohanska. 
Op. J. Pr. 10 Sgr. 


Nothwendiger Verkauf 
Königl. Kreis⸗Gericht zu Gneſen. 

Die Vorwerke Storzencin und Sokolowo, 
früher den Martin und Autonette Hoppeſchen 
Eheleuten gehörig, und dem Carl Eduard 
Hoppe zugeſchlagen, abgeſchätzt auf 31 597 Rthlr. 
27 Sgr. 6 Pf., zufolge der nebſt Hypothekenſt chein 
und Bedingungen in der Regiſtratur einzuſehenden 
Tare, follen 

am 7. Auguſt 1850 Vormittags 11 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Bekanntmachung. 
Das dem Domainen⸗Fiskus gehörige, vormals 
Dries nerſche Grundſtück No. 4. zu Commenderie 


bei Poſen, zur linken Seite des Weges von Poſen 
nach Kobylepole belegen, 5 AR 


welches an Acker 7 M. 34 [R. 
s Miefen 4: 62 * 
» Hof» und Bauſtellen 6° 
> Unland 35 


zuſammen 11 M. 156 [IR. 

enthält, ſoll mit den auf demſelben befindlichen Bau⸗ 
materialien von dem alten, größtentheils eingeſtürz⸗ 
ten Wohnhauſe und mit dem an dieſem Hauſe be⸗ 
findlichen Anbaue im Wege des öffentlichen Meiſtge⸗ 
bots gegen Kaufgeld und Uebernahme der Grund⸗ 
ſteuer, ohne Vorbehalt eines Domainenzinſes ver⸗ 
äußert werden. 

Zu dieſem Zwecke iſt ein Termin am 11. Febr. 
1850 Vormittags 10 Uhr im Geſchäftslocale 
des hieſigen Domainen⸗Rent⸗Amts anberaumt. Das 


Minimum des Kaufgeldes iſt auf 630 Thlr. feſtge⸗ 


ſetzt. — Zur Sicherſtellung des Gebots muß jeder 
Licitant eine Caution von 63 Thlrn. im Termine 
deponiren. Die Uebergabe des Grundſtücks ſoll am 
23. April, fpätftens aber am I. Mai 1850 erfolgen. 
Die Bedingungen der Veräußerung liegen bei dem 

unterzeichneten Amte zur Einſicht bereit. Kaufbe⸗ 
werber werden aufgefordert, ſich in dem oben ange⸗ 
gebenen Licitations⸗Termine einzufinden. 

Poſen, den 11. Januar 1850. 

Königliches Domainen-Rent-Amt. 


Am 28. d. Mts. 10 Uhr Vormittags werde ich 
vor dem Gerichts⸗Gebäude einen Mahagoni-Flügel 
meiſtbietend verkaufen. 

Poſen, den 16. Januar 1850. 

Dr. Szafarkie wiez, Aust. 


General⸗Verſammlung 
des Beerdigungs-Vereins J. Klaſſe findet 
Sonntag den 27. Januar Nachmittag 2 Uhr 
im Seidemannſchen Haufe, alten Markt 
No. 85. eine Treppe hoch ſtatt. 

Der Vorſtand. 


Für einen der polniſchen Sprache mächtigen, mit 
den nöthigen Schulkenntniſſen ausgeſtatteten jun⸗ 
gen Mann iſt bei mir eine Lehrlingsſtelle ſog leich 
oder zum 1. April offen. 

G. Winkler, Apotheker. 


Eine unterſchlächtige Waſſermühle mit einem 
Mahlgange und 6 Fuß Gefälle, 300 Morgen Areal, 
bedeutenden Gerechtſamen, dicht an einer Provin⸗ 
zial⸗Kreisſtadt belegen, iſt aus freier Hand zu ver⸗ 
kaufen. Nähere Auskunft hierüber ertheilt der Müh⸗ 
lenbeſitzer Wehr in Poſen, Sapiehaplatz No. 7. 


Talg ⸗ Offerte. 

Hierdurch beehren ſich die Unterzeichneten das be⸗ 
theiligte reſp. Publikum in Kenntniß zu ſetzen, wie 
wir am hieſigen Orte eine Talg ſchmelze etablirt 
haben, deren Fabrikat wir in befter friſch geſchmol⸗ 
zener Waare aus erſter Hand, nach üblicher Ueſance, 
in Fäffern zu circa 5 Centnern netto, mit 105 
Tara, gegen Baarzahlung mit 2 3 Disconto: 

Landlichttalg a 153 Rthlr., und 
Seiftalg à 15 Rthlr. per Centner, 
hiermit gehorſamſt offeriren 

Berlin, im Januar 1850. 

Die vereinigten Fleiſchermeiſter. 
In deren Auftrage: 
Haſſebranck, Grünſtraße 15. 


Bau⸗, Nutz⸗ und Brennholz⸗Verkauf. 
Zum Verkauf der in den Forſtſchutz⸗Bezirken der 
Königlichen Oberförfterei Polaje wo pro 1850 ein⸗ 
geſchlagenen Bau-, Nutz⸗ und Brennhölzer, fo wie 
der vorräthigen, circa 60 Stück ſehr ſtarken Kiefern: 
Bauhölzer bis 50 Fuß lang und bis 20 Zoll im 
Zopfe, und ganz trockener Brennhölzer, excl. 1500 
Klaftern gut geſpaltener Kiefern-Stubben, vom 
Einſchlage pro 1848 und 1849, 
gegen gleich baare Bezahlung 
find für das laufende Jahr folgende Lieitationster⸗ 
mine angeſetzt: 
J. Für die Polajewoer Forſt⸗ Reviere auf 
Donnerſtag den 31. Januar 1850 
14. Februar 
„28. Februar 
7. März . 
3, 2: März 5 
4 4. April * 
18. April 
* 


v 


» „M M u 


16. Mai 


5 3 | 0 
a 18 Ju iu An W 


im Forſthauſe 
zu Tepper⸗ 
furth; 


18. Juli 

s 5. September - 

(Dieſer Termin iſt zur großen Brenn⸗ 
holz⸗Licitation beſtimmt.) 

Donnerſtag den 2 Oktober 1850 
= 7. November > 
„21. Novbr. = 
- 5. December 

» 19. Decbr. = 


II. für die Oborniker Forſt⸗Reviere auf: 
Mittwoch den 13. Februar 1850 


„ „VI V*„ 


z 15 März * 
* . YA April * ih 10 Uhr 
* 15. Mai * N 5 f 9 
= 4. September > 


(Dieſer Termin ift zur großen Brenn⸗] Obornik. 
holz⸗Lieitation beſtimmt.) 

Mittwoch den 20. Novbr. 1850 
18. December 1850 

Die näheren Lieitations⸗Bedingungen werden in 
den betreffenden Terminen bekannt gemacht werden, 
und findet außerhalb derſelben aus freier 
Hand kein Holzverkauf ſtatt. Auch ſind die 
betheiligten Schutzbeamten angewieſen, den Käufern 
auf Verlangen die Hölzer vor dem Termine örtlich 
vorzuzeigen, und wird nur noch ſchließlich bemerkt, 
daß die zu verkaufenden Holz⸗Vorräthe von den ver⸗ 
ſchiedenen Ablagen an der Warthe 4 bis 1 Meile 
entfernt ſtehen. 

Forſthaus Boruſzynko bei Obrzycko im Großher⸗ 
zogthum und Regierungsbezirk Poſen, den 17. Ja⸗ 
nuar 1850. 

Der Königl. Oberförſter von Gizpeki. 


Es wird eine Brennblaſe von circa 900 Quart 
zu kaufen geſucht. Das Nähere darüber iſt beim 
Kupferſchmidt Herrn Werner in Poſen auf der 
Gerberſtraße zu erfragen. 


Freiwilliger Verkauf. 

Die Grundſtücke in der Stadt Schwerſenz am 
alten Ringe, mit den Servis-Nummern 136. und 
137. bezeichnet, ganz Schuldenfrei, den Eheleuten 
Joſeph und Marianna Ertel gehörig, deren 
Taxwerth 517 Thaler beträgt, will die hinterblie⸗ 
bene Wittwe Marianna Ertel aus freier Hand 
verkaufen. Kaufbeliebige haben ſich entweder per⸗ 
ſönlich oder auch per frankirten Briefen an die Ei⸗ 
genthümerin nach Droſzew bei dem Ortsgeiſtli⸗ 
chen zu melden. 

Droſzew, den 25. December 1849. 

Marianna Ertel. 


* z 


Heute den 22. Januar Nachmittags von 2 bis 
5 Uhr wird auf dem Holzplatze, Graben No 12 b. 
Holz an Bedürftige gratis vertheilt. 


Der Hausknecht Bonin iſt aus unſerm Dienſte 
entlaſſen. Moritz & Hartwig Mamroth. 


Weiße Damen:-Glace : Handſchu 
empfing ſo eben und offerirt zu Ah De > 
das Weiß⸗ und Mode-Waaren-Lager 


Simon Katz, 
Wilb.⸗ Straße Nr. 10. 


Durch den in der Zeitungs- Expedition vo I 
Decker & Comp. in Posen zu * 
haltigen Catalog für die Jahre 1849 und 1850 
über Gemüfe:, Garten-, Feld-, Wald⸗ 
und Blumenſamen, Muſter von ſchönſten 
Pracht Geurginen, Kartoffeln, Wei⸗ 
ne, ſchoͤnblühende Land⸗, Kalt⸗ und Warm: 
haus-, auch Schling⸗Pflanzen, empfiehlt 
ſich die Samenhandlung des Unterzeichneten unter 
Verſicherung prompter, reellſter Bedienung und la⸗ 
det alle noch unbekannten Samenhandlungen und 
Geſchaftshäuſer dieſes Faches zu einer recht nutzrei⸗ 
chen Verbindung freundlichſt und ergebenſt ein. 

Quedlinburg, in der Provinz Sachſen, den 18. 


Januar 1850 a 
Martin Grasho 
Kunſt⸗ und Henbesgiele. 


Wildpret. 


Mittwoch den 23. Januar bringe 


ich friſches Wildpret nach Poſen. 
N. Lö ſer. 


Froſtfreie grasgrüne, fo wie auch 
große gelbe Pomeranzen und beſten fetten Weſer⸗ 
Lachs offerirt billigſt 

Michaelis Peiſer, 
Rufe Therbanblung, Breslauertrafe No. 7. 


Die erſten hochrothen, füßen, Meffinaer 
Apfelſinen empfing fo eben, und frifche Pfund⸗ 
hefen find billigft zu haben bei 


J. Ephraim, Waſſerſtraße No. 2. 


— 7 77 Ts mm — nn 
Bürgergeſellſchaft. 

Mittwoch den 23. d. Mis Sinfonie- Soiree. 
Anfang präcie 7 Uhr Abends. 

Dienſtag (Faſtnacht) den 12. Februar: Mas⸗ 
ken⸗Ball. Anfang 8 Uhr Abends. 

Der Zutritt kann nur gegen Vorzeigung der 
Mitgliedkarten geſtattet werden; daher werden die⸗ 
jenigen geehrten Mitglieder, welche mit einer ſolchen 
noch nicht verſehen ſind, erſucht, dieſelbe beim Vor⸗ 
ſteher, Herrn Schneider, Hohe Gaſſe No. J., in 
Empfang zu nehmen. — Nichtmitgliedern kann der 
Zutritt nicht geſtattet werden. 

Diejenigen Damen und Herren, welche ſich bei 
der Quadrille auf dem Maskenballe betheiligen wol⸗ 
len, erſuchen wir, ſich Freitag den 25. d. Mts. 
Abends 73 Uhr im Geſellſchafts⸗Lokal zur Konfe⸗ 
renz einzufinden. 

Der Vorſtand der Bürgergeſellſchaft. 


Heute zum Abendbrod friſche Wurſt mit Sauer⸗ 
—— auch empfiehlt ein gut Glas Glühwein er⸗ 


geben Schubert, 
7 alter Markt No. 72. 
An den Herrn R. (mit dem Hute!) 


Wie viel Haute hat ein bornirter Flegel ll 
M. u 


